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Ä n d e r u n g s a n t r a g

der Fraktion der CDU

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
– Drucksache 17/11430 –

Hochschulgesetz (HochSchG)

Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert:

1.	 § 2 – Aufgaben – wird wie folgt geändert:

a)	 Der bisherige Absatz 7 wird zu Absatz 5.

b)	 Der bisherige Absatz 8 wird zu Absatz 6.

c)	 Der bisherige Absatz 5 wird zu Absatz 7.

d)	 Der bisherige Absatz 6 wird zu Absatz 8.

2.	 § 8 – Hochschulentwicklung – wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird ein Satz 2 angefügt:

	 „Das fachlich zuständige Ministerium unterstützt die Hochschulen insbeson-
dere bei der Schaffung von Strukturen für eine Nachhaltigkeitsstrategie und 
den Herausforderungen der Digitalisierung.“

b)	 Absatz 2 wird gestrichen.

c)	 Absatz 3 wird zu Absatz 2.

d)	 Absatz 4 wird zu Absatz 3.

3.	 § 19 – Studiengänge – wird wie folgt geändert:

	 In Absatz 6 wird in Satz 4 der Verweis auf § 8 Abs. 3 in § 8 Abs. 2 geändert.

4.	 § 27 – Regelstudienzeit – wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird ein neuer Absatz 4 eingefügt:

	 „Für Studierende, die im Sommersemester 2020 an einer Hochschule einge-
schrieben und nicht beurlaubt sind, verlängert sich die Regelstudienzeit um 
ein Semester.“

b)	 Absatz 4 wird zu Absatz 5.

5.	 § 101 – Staatliche Finanzierung – wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird ein neuer Satz 3 eingefügt:„Nachhaltigkeitsstrategien und die Um-
setzung der Digitalisierung werden gesondert gewichtet.“

b)	 Satz 3 wird zu Satz 4.

6.	 § 135 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„2.	 Die Anmerkungen zu lfd. Nr. 3.6 werden wie folgt geändert:

a)	 In Anmerkung 1 wird das Wort „beitragsfreies“ durch das Wort „gebüh-
renfreies“ ersetzt.

b)	 Folgende Anmerkung 4 wird eingefügt:

„4.	 Von Menschen mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 50 wird die 
Gebühr nicht erhoben.““
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Begründung:

Mit der Novellierung des Hochschulgesetzes sollen Nachhaltigkeit und Digitalisie-
rung an den rheinland-pfälzischen Hochschulen einen neuen Stellenwert bekom-
men. 

Zu 1.

Die Aufgaben in § 2 werden daher neu gereiht; Absatz 7 Bekenntnis zur Wahrneh-
mung der Aufgaben nach den Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung wird zu 
Absatz 5 und Absatz 8 Förderung der Digitalisierung wird Absatz 6. 

Zu 2.

In § 8 – Hochschulentwicklung – wird ausdrücklich die Verpflichtung des Ministe-
riums bei der Schaffung entsprechender Strukturen für eine Nachhaltigkeitsstrategie 
und die Unterstützung bei den Herausforderungen der Digitalisierung festgeschrie-
ben. Dies soll über Zielvereinbarungen und finanzielle Unterstützung für konkrete 
Maßnahmen geschehen. 

Bereits bestehenden studentischen Initiativen für Nachhaltigkeit fehlt es oft an 
Durchschlagskraft aufgrund unsicherer Finanzierungslagen und naturgemäß hoher 
Fluktuation bei den beteiligten Personen. Um die Hochschulen als Ganzes effek-
tiv und dauerhaft umweltfreundlicher zu gestalten, muss der Nachhaltigkeitsgedan-
ke institutionalisiert werden: Es braucht eine zentrale Koordinationsstruktur, die  
an das Präsidium angegliedert, in alle organisatorischen Bereiche der Verwaltung 
hineinwirken kann. Die Koordinationsstruktur wird damit beauftragt, die indivi-
duelle Nachhaltigkeitsstrategie zu erstellen, die Zielvereinbarung mit dem Land zu 
treffen und diese umzusetzen. Außerdem soll sie, zusammen mit Initiativen von 
Mitgliedern oder Angehörigen der Hochschule, die Bildung zur nachhaltigen Ent-
wicklung fördern.

Im Bereich der Digitalisierung sind bereits einige Projekte an den Hochschulen ange-
stoßen worden, jedoch noch nicht ganzheitlich, sondern meist durch Kooperationen 
einzelner Hochschulen in spezifischen Bereichen. Statt der Schaffung digitaler Inseln 
muss der Digitale Wandel als gesamtstrategische Aufgabe begriffen und angegangen 
werden – mit landesweiten Impulsen für Studium, Lehre, Forschung, Verwaltung, 
Datensicherheit etc.

Zu 3.

§ 19 Folgeänderung

Zu 4.

§ 27 (– Regelstudienzeit –): Bedingt durch die Corona-Pandemie soll für Studierende 
die Regelstudienzeit um ein Semester verlängert werden.

Zu 5.

§ 101 )– Staatliche Finanzierung –): Bei der Mittelzuweisung sollen Nachhaltigkeits-
strategien und die Umsetzung der Digitalisierung gesondert gewichtet werden. Da-
mit wird die Bedeutung der Aufgaben einen neuen Stellenwert erhalten.

Zu 6.

Personen dieser Gruppe sollen durch Gebühren nicht vom Zweitstudium abgehalten  
werden. 

Für die Fraktion:
Martin Brandl


